
Stadt Waltershausen 
 

Verwaltungskostensatzung der Stadt Waltershausen 
 

Präambel: 
Aufgrund der §§19 Absatz 1 und 21 der Thüringer Gemeinde – und Landkreisordnung 
(ThürKO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Januar 2003 (GVBL. S 41), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 20. März 2014 (GVBl. S. 82,83) und des §§1, 2 und 11 des 
Thüringer Kommunalabgabengesetzes (ThürKAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
19. September 2000 (GVBl. S.301) zuletzt geändert durch Gesetz vom 20.März 2014 (GVBl. 
S. 82) und dem Thüringer Verwaltungskostengesetz vom 23.09.2005 (GVBl. S. 325), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 21.12.2011 hat der Stadtrat der Stadt Waltershausen in der 
Sitzung vom 21.September 2015 die folgende Verwaltungskostensatzung beschlossen: 
 

§ 1  Verwaltungskostenpflichtige öffentliche Leistungen 
 

(1) Die Stadt Waltershausen erhebt aufgrund dieser Verwaltungskostensatzung in 
Verbindung mit dem jeweils gültigen Kostenverzeichnis für individuell zurechenbare 
öffentliche Leistungen im eigenen Wirkungskreis Verwaltungskosten (Gebühren und 
Auslagen) 

(2) Verwaltungskostenpflicht besteht auch, wenn ein auf Vornahme einer öffentlichen 
Leistung gerichteter Antrag zurückgenommen wird oder sich auf andere Weise 
erledigt. 

(3) Gebühren, die aufgrund von Gesetzen und anderer – auch städtischer 
Rechtsvorschriften – erhoben werden, namentlich Benutzungsgebühren, bleiben von 
dieser Satzung unberührt. 

(4) Behörde im Sinne dieser Satzung ist jede Stelle, die Aufgaben der öffentlichen 
Verwaltung wahrnimmt. 

(5) Öffentliche Leistungen sind: 
1. Amtshandlungen; eine Amtshandlung ist jede mit Außenwirkung in 

Ausübung hoheitlicher Befugnisse vorgenommene Handlung; sie liegt auch 
dann vor, wenn ein Einverständnis der Behörde, insbesondere eine 
Genehmigung, Erlaubnis oder Zustimmung, nach Ablauf einer bestimmten 
Frist aufgrund einer Rechtsvorschrift als erteilt gilt, 

2. Überwachungsmaßnahmen, Prüfungen und Untersuchungen sowie 
3. Sonstige Leistungen, die im Rahmen einer öffentlich-rechtlichen 

Verwaltungstätigkeit erbracht werden 
(6) Individuell zurechenbar sind insbesondere öffentliche Leistungen, die 

1. beantragt, sonst willentlich in Anspruch genommen oder zugunsten des 
Leistungsempfängers erbracht werden oder 

2. aufgrund des Verhaltens einer Person oder des von einer Person zu 
vertretenden Zustands einer Sache im öffentlichen Interesse erbracht 
werden; bei Überwachungshandlungen, Prüfungen und Untersuchungen 
gilt dies nur, wenn die öffentliche Leistung nicht ausschließlich auf 
einen allgemeine behördliche Informationsgewinnung gerichtet ist. 



§ 2 Sachliche Verwaltungskostenfreiheit 
 

(1) Verwaltungskostenfrei sind 
 

1. a) Überwachungsmaßnahmen aufgrund eines Verdachts oder  
  einer Beschwerde oder 

b) Stichprobenkontrollen, bei denen der Überwachende ausschließlich 
nach dem Zufallsprinzip ausgewählt ist, 
wenn kein Verstoß gegen eine Rechtsvorschrift festgestellt wird, 

2. Einfache mündliche oder schriftliche Auskünfte, dies gilt nicht für 
Auskünfte aus Registern und Dateien 

3. Die Erteilung von Bescheiden über öffentlich – rechtliche 
Geldforderungen 

4. Entscheidungen über die Stundung, den Erlass, die Niederschlagung oder 
die Erstattung öffentlich-rechtlicher Geldforderungen 

5. Entscheidungen über die Festsetzung von Entschädigungen aus 
öffentlichen Mitteln 

6. Entscheidungen über Anträge auf Geldleistungen, wie Unterstützungen 
oder Zuwendungen 

7. Öffentliche Leistungen im Rahmen eines bestehenden oder früheren 
öffentlich-rechtlichen Dienst – oder Amtsverhältnisses 

8. Entscheidungen über Gegenvorstellungen und Aufsichtsbeschwerden 
9. Öffentliche Leistungen in Angelegenheiten des Wahlrechts, des 

Volksbegehrens und des Volksentscheids sowie 
10. Entscheidungen über die Anordnung der sofortigen Vollziehung nach 

den §§ 80 und 80a VwGO 
 

(2) Die Verwaltungskostenfreiheit gilt nicht für den Widerruf oder die Rücknahme einer 
Amtshandlung, sofern der Verwaltungskostenschuldner dies zu vertreten hat. 
 

§ 3 Persönliche Gebührenfreiheit 
 

(1) Von der Entrichtung von Verwaltungsgebühren sind befreit: 
1. die Bundesrepublik Deutschland sowie die Bundesländer; dies gilt nur, 

wenn die Summe der Verwaltungskosten für eine Angelegenheit den 
Betrag von 500 Euro nicht übersteigt, 

2. Landkreise, Gemeinden, Gemeindeverbände und sonstige kommunale 
Körperschaften des öffentlichen Rechts und 

 
 
 











2. bei Überweisung oder Einzahlung auf ein Konto der für den 
Verwaltungskostengläubiger zuständigen Kasse und bei Einzahlung mit Zahlkarte 
oder Postanweisung der Tag, an dem der Betrag der Kasse gutgeschrieben wird. 

 

(5) In den Fällen der Gesamtschuld entstehen Säumniszuschläge gegenüber jedem 
säumigen Gesamtschuldner. Insgesamt ist jedoch kein höherer Säumniszuschlag zu 
entrichten als entstanden wäre, wenn die Säumnis nur bei einem Gesamtschuldner 
eingegangen wäre. 

§ 14 
Kostenvorschuss, Sicherheitsleistung, Zurückbehaltungsrecht 

 

(1) Die Behörde kann bei öffentlichen Leistungen, die auf Antrag vorgenommen werden, 
die Zahlung eines Kostenvorschusses und/oder die Leistung einer Sicherheit bis zur 
Höhe der voraussichtlich entstehenden Verwaltungskosten verlangen. Unbeschadet 
des Satzes 1 kann die Behörde eine öffentliche Leistung, die auf Antrag vorgenommen 
wird, davon abhängig machen, dass der Antragsteller keine 
Verwaltungskostenrückstände für öffentliche Leistungen des gleichen Sachgebiets hat. 
 

(2) Dem Antragsteller wird einen angemessene Frist zur Zahlung des Vorschusses, zur 
Sicherheit oder zur Begleichung des Rückstands gesetzt. Die Behörde kann den 
Antrag als zurückgenommen behandeln, wenn die Frist nicht eingehalten wird und der 
Antragsteller bei der Anforderung des Vorschusses, der Sicherheitsleistung oder des 
Rückstands hierauf hingewiesen worden ist. 
 

(3) Ausfertigungen, Abschriften sowie zurückgegebene Urkunden, die aus Anlass der 
öffentlichen Leistung eingereicht worden sind, können bis zur Bezahlung der 
angeforderten Verwaltungskosten zurückbehalten werden. 

 

§ 15 
Billigkeitsregelungen 

 

(1) Die festsetzende Behörde kann die Verwaltungskosten ermäßigen oder von der 
Erhebung absehen, wenn dies mit Rücksicht auf die wirtschaftlichen Verhältnisse des 
Verwaltungskostenschuldners oder sonst aus Billigkeitsgründen geboten erscheint. 
 

(2) Für die Stundung, den Erlass, die Niederschlagung und die Herabsetzung von 
Verwaltungskostenforderungen gelten gem. § 15 Abs.1, Nr. 4,5 und 6 ThürKAG die 
§§ 163 Abs. 1 (abweichende Festsetzung wegen Unbilligkeit), 222 (Stundung), 227 
Abs. 1 (Erlass) und 261 (Niederschlagung) der Abgabenordnung. 

 

§ 16 
Vollstreckung 

 

Rückständige Gebühren und Auslagen, die nach dieser Kostensatzung erhoben werden, 
unterliegen der Beitreibung im Verwaltungsvollstreckungsverfahren nach den Bestimmungen 
des Thüringer Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsgesetzes (ThürVwZVG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 05. Februar 2009 (GVBl. S. 24) in der jeweils geltenden 
Fassung. 





§ 20 
Inkrafttreten, Außer – Kraft – Treten 

 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig 
tritt die bisherige Verwaltungskostensatzung der Stadt Waltershausen vom 07.07.1995, zuletzt 
geändert mit Artikel 1 der Artikelsatzung zur Anpassung des Ortsrechts an die Erfordernisse 
der Währungsunion vom 01. Januar 2002 und die Verwaltungskostensatzung der Gemeinde 
Emsetal vom 07.06.2002 außer Kraft. 
 
 
 
Waltershausen, 09.11.2015 
 
 
 
 
Brychcy      Siegel 
Bürgermeister 
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Kostenverzeichnis zur Verwaltungskostensatzung der Stadt Waltershausen 
 
Allgemeinen Verwaltungskosten 
 
Gebühren 
 

1. Gebühren:       5,00 € - 5.000,00 € 
Genehmigungen, Anerkennungen, 
Erlaubnisse, Gestattungen, 
Fristverlängerungen, Bewilligungen und 
andere Amtshandlungen, Auskünfte,  
 

2. Akteneinsicht nach Zeitaufwand 
a. Schriftliche und mündliche 

Auskünfte 
b. Gewährung von Einsicht in 

amtliche Akten, Karteien, Bücher, 
Datenträger usw. außerhalb eines 
anhängigen Verfahrens 
Je Akte, Kartei, Buch, Datenträger        3,00 €/ mindestens 6,00 € 
 wenn ein Beschäftigter die 

Einsichtnahme dauernd beaufsichtigen 
 muss             nach Zeitaufwand 
 

 Zuschlag bei weggelegten Akten, Karteien 
Datenträgern, Büchern usw.     3,00 € 
 

 Zuschlag für die Versendung von Akten, 
die Auslagen sind mit der Gebühr abgegolten 
je Sendung                 12,00 € 

 
3. Beglaubigung, Bescheinigungen, Zeugnisse 

a) Beglaubigung von Unterschriften oder Handzeichen  6,00 € 
b) Beglaubigungen von Abschriften, Fotokopien usw., 
 die die Behörde selbst hergestellt hat, je Urkunde  3,00 € 
 in anderen Fällen je Seite     0,60 € 

    mindestens 6,00 € 
c) Bescheinigungen und Zeugnisse einfacher Art    1,50 € 
d) Bescheinigungen und Zeugnisse bei besonderer  

Mühewaltung und erheblichem Aufwand 
Je angefangene halbe Stunde      5,00 € 
Jedoch nicht mehr als               100,00 € 
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4. Gebühren nach Zeitaufwand werden erhoben, soweit dies in dieser Satzung 

bestimmt ist oder wenn Wartezeiten entstanden sind, die der 
Verwaltungskostenschuldner zu vertreten hat. Mit diesen Gebühren ist der 
Zeitaufwand der Beschäftigten abzugelten, die an der Erbringung der 
öffentlichen Leistung direkt beteiligt sind.  
Die Tätigkeit von Hilfskräften (z.B. Fahrer, Schreibkräfte) wird nicht gesondert 
berechnet.  
Bei Dienstreisen und Dienstgängen wird die auf die Fahrt entfallene Zeit nicht 
berücksichtigt. 
Die Gebühr nach Zeitaufwand beträgt je Viertelstunde bei Einsatz zu den 
üblichen Dienstzeiten für 
 
a) Beamte des höheren Dienstes und vergleichbare Angestellte     15,00 € 

 
b) Beamte des gehobenen Dienstes und vergleichbare Angestellte  11,50€ 
 
c) Für alle übrigen Beschäftigten       9,00 € 

 
Für Tätigkeiten außerhalb der üblichen Dienstzeiten wird ein Zuschlag von 25% 
auf diese Gebührensätze erhoben. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
           ... 
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Auslagen: 
 

1. Schreibauslagen, Fotokopien 
a) Maschinengeschriebene Ausfertigungen oder  

Abschriften aus Akten, öffentlichen 
Verhandlungen, amtliche geführten Büchern 
Statistiken, Rechnungen u.a. 
jede angefangene Seite      5,00 € 
 

b) Schwierige Ausfertigungen oder Abschriften, 
insbesondere bei fremdsprachigen, 
wissenschaftlichen, tabellarischen oder 
schwer lesbaren Texten        nach Zeitaufwand 
 

c) Zweitstücke (Duplikate) von Urkunden  
(Bescheid, Genehmigung, Erlaubnis, 
Zulassung u.ä.) soweit nichts anderes 
bestimmt ist ½ der für die Amtshandlung 
Erhobenen Gebühr, mindestens     2,50 € 
 

d) Druckstücke je angefangene Seite     0,50 € 
 

e) Druckstücke von Ortssatzungen,  
Gebührenordnungen, kommunalen Vordrucken 
je angefangene Seite       0,75 € 
 

f) Schriftliche Aufnahme eines Antrags oder  
einer Erklärung, die von einer Privatperson 
zu deren Nutzen gewünscht ist je angefangene Seite  1,00 € 
 

g) Anfertigen von Kopien bis A3 
für die ersten 50 Seiten      0,50 € 
für jede weitere Seite       0,15 € 
 

h) Kopien des Schriftverkehrs aus Bauakten    0,50 € 
 

i) Kopien der Bauzeichnungen aus Bauakten    1,50 € 
 

j) Ausfertigung und Abschrift in  
elektronischer Form je Datei      2,50 € 
 

2. Benutzung von Dienstfahrzeugen 
PKW              0,66 €/ km 
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Besondere Verwaltungskosten: 
 

1. Unbedenklichkeitsbescheinigung über  
gezahlte städtische Steuern und Gebühren   pro Vorgang   5,00 € 
 

2. Hundesteuermarke        2,50 € 
 

3. Ersatz einer Hundesteuermarke      2,50 € 
 

4. Bescheinigung über gezahlte Steuern und Abgaben pro Vorgang  3,00 € 
 

5. Erlaubnis oder Ausnahmebewilligung 
Aufgrund einer Satzung           5,00 € - 100,00 € 
 

6. Aufbewahrung Fundsachen 
Fundsachen im Wert bis zu 10,00 €      1,00 € 
Fundsachen im Wert von 10,50 € - 25,00 €     1,50 € 
Fundsachen im Wert von 25,50 € - 50,00 €     2,00 € 
Fundsachen im Wert von 50,50 € - 150,00 €     6% 
für den Mehrwert zusätzlich höchstens     2% 
bei sperrigen Fundsachen können höhere 
Kosten festgesetzt werden 
 

7. Angebotsvordrucke bei öffentlichen Ausschreibungen 
je nach Umfang                2,50 € - 25,00 € 
 

8. Bescheinigung über Nichtbestehen bzw. Nichtausübung 
eines gesetzlichen Vorkaufsrechts je Vorgang    11,00 € 
mindestens         20,00 € 
 

9. Suche nach weggelegten bzw. archivierten Bauakten       nach Zeitaufwand 
 
Waltershausen, 09.11.2015 
 
 
 
 
Brychcy      Siegel 
Bürgermeister 




